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Datenaustausch in polyvalenten Sozialdiensten
Sachverhalt

Wir sind ein Polyvalenter Sozialdienst, Arbeitsamt, Sozialhilfe, Vormundschaft (ohne Vormundschaftssekretariat) Alimente usw. Wir benützen die Branchensoftware KliB. Die Zugriffe sind von Vormundschaftssekretariat und Sozialabteilung getrennt, mit kleinen Ausnahmen. Zum Rest der Gemeinde ist das KliB nicht vernetzt. Infos laufen zwar aber gezielt gem. Datenschutz. 

In der restlichen Abteilung sind die Daten im grossen und ganzen für die meisten ersichtlich. Dies weil auch die meisten an den Prozessen beteiligt sind und beteiligt sein müssen. Empfang/Auskunft, Intake, Fallführung, Administration, Sozialhilfe wird teilweise auch vom gleichen Mandatsträger geleistet, usw. Alle in der Sozialabteilung haben auch einen gemeinsamen Schlüssel für alle Büros und Dossiers, dies ist organisatorisch, auch wegen der Stellvertretungen notwendig und sinnvoll.

Nun wurde die Frage gestellt, ob es korrekt sei, wenn die vormundschaftlichen Aktennotizen und die Berichtsablagen in der Branchensoftware gespeichert werden. Es könnte  sein, dass jemand diese liest, ohne am Fall beteiligt zu sein.

In der Sozialabteilung gilt, dass wir nur in fremde Büros und zu fremden Akten gehen, wenn für das Dossier eine Notwendigkeit besteht (Fallführung, Schnittstelle, Stellvertretung usw.). Das Gleiche gilt auch für den Zugriff auf die EDV-Daten. 

Die Firma Diartis (Branchensoftware) empfiehlt aus technischer und aus Sicht der praktischen Handhabung eine möglichst grosse Öffnung der Daten. 

Was ist dazu zu sagen?
Erwägungen

1. Das Sammeln von Daten durch die vormundschaftlichen Organe (VB und deren Hilfspersonen, Mandatsträger/innen und deren Hilfspersonen) richtet sich während eines hängigen Verfahrens grundsätzlich nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz und während der Dauer einer angeordneten Massnahme nach dem kantonalen Datenschutzgesetz. Gesammelt werden im Rahmen dieser Arbeit tendenziell nicht nur gewöhnliche Personendaten, sondern auch besonders schützenswerte Daten (Angaben über die Religionszugehörigkeit, die Intimsphäre, die Gesundheit, die ethnische Zugehörigkeit, über Massnahmen der Sozialhilfe, über administrative und strafrechtliche Massnahmen und Sanktionen sowie Daten, die eine Beurteilung wesentlicher Aspekte der natürlichen Person [Persönlichkeitsprofil] erlauben, § 2 DSG Kt. Luzern, SRL 038).

2. Das Datensammeln der vormundschaftlichen Organe ist grundsätzlich nicht nur zulässig, sondern aufgrund des besondern staatlichen Schutzauftrages der Vormundschaftspflege zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrages auch geboten und basiert auf den Rechtsgrundlagen des Kindes- und Vormundschaftsrechts (§ 5 DSG LU).


3.  Das Bearbeiten von Personendaten gelten gemäss § 4 DSG LU  folgende Grundsätze

a) Personendaten müssen richtig sein. 

b) Das Bearbeiten von Personendaten muss verhältnismässig sein. 

c) Personendaten dürfen nicht für einen Zweck bearbeitet werden, der nach Treu und Glauben mit dem Zweck unvereinbar ist, für den sie ursprünglich beschafft oder der Behörde bekannt gegeben worden sind. 

d) Lässt der Zweck des Bearbeitens, wie zur wissenschaftlichen Forschung, zur Führung von Statistiken und dergleichen, es zu, sind Personendaten so zu anonymisieren, dass die betroffene Person nicht mehr bestimmt oder bestimmbar ist. 

4. Zur Bearbeitung besonders schützenswerter Daten bedarf es gemäss § 5 DSG LU zusätzlicher Voraussetzungen:

a. sie muss in einem formellen Gesetz ausdrücklich vorgesehen sein, 

b. die Daten müssen für eine in einem formellen Gesetz umschriebene Aufgabe unentbehrlich sein, 

c. der Bewilligung des Regierungsrates, weil es im Interesse der betroffenen Person liegt, 
d. die betroffene Person hat im Einzelfall eingewilligt oder ihre Personendaten allgemein zugänglich gemacht. 

5. Wenn sich die Datensammlung an diese Vorgaben hält, besteht bereits ein hohes Mass an Persönlichkeitsschutz. Problematisch wird es, wenn das vormundschaftliche Organ seine Daten aus technischen oder arbeitsorganisatorischen Gründen einem breiteren Kreis zugänglich machen muss. Zu diesem Themenkreis bestimmt § 6 Abs. 2 und 3 DSG LU:  
„Lässt ein Organ andere Organe für sich Personendaten bearbeiten, überbindet es ihnen durch Auflagen, Vereinbarungen oder in anderer Weise die Mitverantwortung für den Datenschutz. 

 

Bearbeiten mehrere Organe Personendaten aus einer Datensammlung, trägt in erster Linie der Inhaber der Datensammlung die Verantwortung; jedes Organ bleibt für seinen Bereich mitverantwortlich.“
6. Gestützt auf diese Rechtsgrundlagen lässt sich mit Bezug auf Ihre konkrete Frage nach dem Schutz von Aktennotizen und vormundschaftlichen Rechenschaftsberichten gegenüber Einblick durch nicht an der Betreuung Beteiligte folgendes aussagen.
a) Das Anliegen der Diartis nach möglichst offenem Datenzugang ist verständlich, weil sie dies vor die geringsten technischen Herausforderungen stellt. Das Postulat trägt aber der Tatsache, dass in der Vormundschaftspflege in hohem Mass besonders schützenswerte Daten bearbeitet werden, zuwenig Rechnung. Deshalb pflegen Sie ja auch grundsätzlich eine Trennung zwischen Vormundschaftsbehörde und Mandatsträgern.

b) In grossen und in stark arbeitsteiligen Verwaltungseinheiten lassen sich klarere Zugangssperren realisieren als in kleineren und mittleren oder in polyvalenten Diensten. Wenn Fachleute sowohl in der Abklärung der VB als auch der Mandatsführung und Sozialhilfe tätig sind, kann der unerwünschte Datenzugang nicht vermieden werden und es sind Grauzonen hinzunehmen. Diese Sachlage lässt sich datenschutzrechtlich durch Pflichtenhefte und gegenseitig unterzeichnete Revers lösen, womit die betroffenen Mitarbeitenden schriftlich erklären, aus eigenem Antrieb auf keine Daten Zugriff zu nehmen, die von ihnen nicht bearbeitet werden müssen, ihnen aber aus technischen Gründen zugänglich wären, und bei Kenntnisnahme dieser Daten diese weder zu verwerten noch weiterzugeben.

7. Mit der grossen Reorganisation des Sozialwesens in der Stadt Zürich (Auflösung der Amtsvormundschaften und Überführung in polyvalente Sozialdienste) wurde diesbezüglich eine hohe Problematik geschaffen, welche unter Beizug des Datenschutzbeauftragten offenbar ebenfalls mittels unterzeichneter Revers bereinigt worden ist. Allenfalls bietet sich die Möglichkeit an, den kantonalen Datenschutzbeauftragten Luzern anzufragen, ob er diesbezüglich seine Mithilfe anbieten könne.

8. Im Übrigen sei auf den Beitrag des Luzerner Datenschutzbeauftragten Dr. A. Wermelinger zur informationellen Amtshilfe hingewiesen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 2.2.2006
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